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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Beihilfe für 
Ölsaaten. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 15. Juli 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Druck: Buchdruckerei R Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Beihilfe für Ölsaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette 1 ), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2554/70“), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 3, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 162/66/EWG des 
Rates vom 27. Oktober 1966, über den Handel mit 
Fetten zwischen der Gemeinschaft und Griechen- 
land 3 ), insbesondere auf Artikel 8, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es müssen Grundsätze festgelegt werden, nach 
denen die in Artikel 27 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG vorgesehene Beihilfe gewährt und die Höhe 
der Beihilfe im Falle anomaler Verhältnisse festge- 
setzt wird. Ferner sind die Nachprüfung des Bei- 
hilfeanspruchs sowie die Voraussetzungen für die 
vorherige Festsetzung des Beihilfebetrages im ein- 
zelnen festzulegen. 

Der größte Teil der in der Gemeinschaft geernte- 
ten und dort verbrauchten Raps- und Rübsensamen 
sowie Sonnenblumenkerne ist zur Ölgewinnung be- 
stimmt. Die genannten Saaten sind unmittelbar dem 
Wettbewerb der eingeführten Olsaaten ausgesetzt, 
die in der Regel zu unter dem Richtpreis liegenden 
Preisen angeboten werden; infolgedessen ist der 
Anspruch auf Beihilfe auf diejenigen Ölsaaten zu 
beschränken, die in der Gemeinschaft geerntet und 
zu Öl verarbeitet werden. 

Um sicherzustellen, daß die Beihilfe nur für an- 1 
spruchsberechtigte Ölsaaten gewährt wird, müssen 
die Mitgliedstaaten für in der Gemeinschaft erzeugte j 
und zur Ölgewinnung bestimmte Ölsaaten sowie für 
alle Einfuhren von Ölsaaten ein Kontrollsystem an- j 
wenden. Um die Kontrolle der Ölsaateneinfuhren zu j 
erleichtern, kann sie mit der Hinterlegung einer 
Kaution verbunden werden. 

| 

Um eine einheitliche und wirksame Kontrolle der j 
in der Gemeinschaft geernteten Ölsaaten zu gewähr- 
leisten, werden Bescheinigungen zum Nachweis der 
Unterkontrollestellung dieser Ölsaaten in einer öl- ; 
mühle eingeführt. 

Um dem Ölhersteller die Berechnung der Geste- 
hungskosten zu erleichtern, muß vermieden werden, 
daß die Höhe der Beihilfe vom Zeitpunkt der Ver- 
arbeitung abhängt. Der Tag der Festsetzung der 


Höhe der Beihilfe wird daher auf den Tag abgestellt, 
an dem die Ölsaaten unter Kontrolle gestellt wer- 
den. 

Im Interesse eines reibungslosen Verwaltungsab- 
laufes ist diese Bescheinigung auch im Falle der vor- 
herigen Festsetzung des Beihilfebetrages zu ver- 
wenden. Um Spekulationen vorzubeugen, wird die 
Ausstellung der Bescheinigung von der Hinterlegung 
einer Kaution abhängig gemacht, die sicherstellen 
soll, daß die Ölsaaten während der Gültigkeitsdauer 
der Bescheinigung unter Kontrolle gestellt werden. 

Damit anomale Verhältnisse auf dem Ölsaaten- 
markt in der Gemeinschaft abgestellt werden kön- 
nen, ist vorgesehen, daß die Hohe der Beihilfe ge- 
ändert und die vorherige Festsetzung ausgesetzt 
werden kann, und ferner, daß die Vergünstigung der 
vorherigen Festsetzung erst nach Ablauf einer kur- 
zen Frist im Anschluß an den Eingang des Antrags 
gewährt wird; während dieser Frist wird die Markt- 
lage beurteilt. 

Terminnotierungen für Raps- und Rübsensamen 
sowie Sonnenblumenkerrne stehen nicht regelmäßig 
zur Verfügung. Die Terminnotierungen für die übri- 
gen Ölsaaten können durch eine spezifische Nach- 
frage beeinflußt werden, so daß die für die tatsäch- 
liche Weltmarkttendenz nicht hinreichend repräsen- 
tativ sind. Zur Ermittlung des im voraus festgesetz- 
ten Beihilfebetrags ist daher der am Tag des Ein- 
gangs geltende Betrag nur entsprechend dem Richt- 
preis des Monats zu berichtigen, in dem die Ölsaaten 
unter Kontrolle gestellt werden. 

Um die Anwendung des Beihilfesystems zu er- 
leichtern, ist vorgesehen, daß die Beihilfe von dem 
Mitgliedstaat ausgezahlt wird, auf dessen Hoheits- 
gebiet die Ölsaaten zu öl verarbeitet werden - 

HAT FÖLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 27 der Verordnung Nr. 136/66/EWG 
vorgesehene Beihilfe wird unter den dort festge- 
legten Bedingungen für Raps- und Rübsensamen 
sowie Sonnenblumenkerne gewährt, die zur Gewin- 
nung von Öl verarbeitet werden. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 275 
vom 19. Dezember 1970, S. 5 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 197 
vom 29. Oktober 1966, S. 3393/66 
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Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten kontrollieren die Verarbei- 
tung sämtlicher Raps- und Rübsensamen und Son- 
nenblumenkerne in der Ölmühle, um sicherzustel- 
len, daß nur solche Ölsaaten in den Genuß der Bei- 
hilfe kommen, die darauf Anspruch haben. 

2. Jeder Mitgliedstaat teilt den anderen Mitglied- 
staaten und der Kommission die Maßnahmen, die 
er gemäß Absatz 1 erläßt, vor deren Inkrafttreten 
mit. Sind diese Maßnahmen nicht geeignet, die Er- 
reichung der in Absatz 1 genannten Ziele zu ermög- 
lchen, so wird nach dem Verfahren des Artikels 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG über die Änderun- 
gen entschieden, die der betreffende Mitgliedstaat 
daran vorzunehmen hat. 

Artikel 3 

Als Beihilfebetrag gilt derjenige, der an dem Tag 
gültig ist, an dem der betreffende Mitgliedstaat die 
Kontrolle der Ölsaaten in der Ölmühle, in der sie 
verarbeitet werden, übernimmt. 

Der am Tag der Antragstellung der in Artikel 4 vor- 
gesehenen Bescheinigung gültige und gemäß Arti- 
kel 7 berichtigte Beihilfebetrag wird auf Antrag des 
Interessenten auf die Ölsaaten angewandt, die wäh- 
rend der Gültigkeitsdauer der Bescheinigung in der 
Ölmühle unter Kontrolle gestellt werden. 

Artikel 4 

Es wird eine Bescheinigung über die Gemeinschafts- 
beihilfe eingeführt, die den Nachweis liefern soll, 
daß die in der Gemeinschaft geernteten Ölsaaten in 
einer Ölmühle unter Kontrolle gestellt worden sind 
und mit der gegebenenfalls die Vorausfestsetzung 
des Beihilfebetrages bescheinigt wird. Die Bescheini- 
gung wird von den Mitgliedstaaten jedem Antrag- 
steller unabhängig vom Ort seiner Niederlassung in 
der Gemeinschaft ausgestellt. 

Artikel 5 

Im Falle der Vorausfestsetzung des Beihilfebetrages 
ist die Bescheinigung in der gesamten Gemeinschaft 
gültig. 

Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 8 wird 
in diesem Fall die Bescheinigung am Nachmittag des 
ersten Werktages ausgestellt, der auf den Tag folgt, 
an dem der Antrag eingeht. 

Die Ausstellung der Bescheinigung wird von der 
Hinterlegung einer Kaution abhängig gemacht, die 
gewährleistet, daß diese Ölsaaten in einer in der 
Gemeinschaft gelegenen Ölmühle während der Gül- 
tigkeitsdauer der Bescheinigung unter Kontrolle ge- 
stellt werden, und die ganz oder teilweise verfällt, 
wenn die Ölsaaten nicht fristgerecht oder nur teil- 
weise unter Kontrolle gestellt worden sind. 


Artikel 6 

Wird der Beihilfebetrag nicht im voraus festgesetzt, 
so wird die Bescheinigung von dein Mitgliedstaat 
ausgestellt, in dem die ölsaaien unter Kontrolle 
gestellt werden. 

Die Ausstellung dieser Bescheinigung erfolgt an dem 
Tag, an dem der betreffende Mitgliedstaat die Kon- 
trolle der Ölsaaten in der Ölmühle übernimmt, in 
der die Saaten verarbeitet werden. 


Artikel 7 

1. Vorbehaltlich des Artikels 8 ist die Höhe der 
bei einer Vorausfestsetzung gewährten Beihilfe 
gleich der Höhe der Beihilfe, die am Tage des Ein- 
gangs des Antrags auf Vorausfestsetzung gilt. Die- 
ser Betrag ist jedoch zu berichtigen 

a) um den Unterschied zwischen dem Richtpreis, der 
an diesem Tage gilt, und demjenigen, der an dem 
Tag gilt, an dem die Ölsaaten in der Ölmühle 
unter Kontrolle gestellt werden, sowie 

b) gegebenenfalls um einen Berichtigungsbetrag. 

2. Der in Absatz 1 Buchstabe b genannte Berich- 
tigungsbetrag wird unter Berücksichtigung der sich 
auf dem Weltmarkt für die Preise der betreffenden 
Ölsaaten ergebenden Tendenz und gegebenenfalls 
der sich aus der Verarbeitung dieser Ölsaaten und 
der wichtigsten Konkurrenzerzeugnisse ergebenden 
unterschiedlichen wirtschaftlichen Vorteile errechnet. 


Artikel 8 

1. Im Falle anomaler Verhältnisse auf dem Öl- 
saatenmarkt der Gemeinschaft, insbesondere wenn 
die Zahl der Anträge auf Vorausfestsetzung der 
Beihilfe in keinem Verhältnis zum normalen Absatz 
in der Gemeinschaft geernteter Ölsaaten zu stehen 
scheint, kann für den Fall, daß die in Artikel 4 ge- 
nannte Bescheinigung noch nicht ausgestellt worden 
ist, beschlossen werden, daß die Höhe der Beihilfe 
geändert und die Vorausfestsetzung des Beihilfe- 
betrages ausgesetzt wird, soweit dies zur Wieder- 
herstellung des Gleichgewichts zwischen dem Markt 
der Gemeinschaft und dem Weltmarkt erforderlich 
ist. 

2. Die Höhe der Beihilfe wird durch Multiplikation 
mit einem nach dem Verfahren des Artikels 38 der 
Verordnung Nr. 136/66/EWG festgelegten Berichti- 
gungskoeffizienten geändert. 

3. über die Aussetzung der Vorausfestsetzung der 
Beihilfe wird nach dem Verfahren des Artikels 38 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG entschieden. 

In dringenden Fällen kann die Kommission jedoch 
diese Aussetzung beschließen; die Aussetzung darf 
aber höchstens sieben Tage dauern. 
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A r t i k e 1 9 I 

1. Jede Einfuhr von in Artikel 1 genannten Ol- j 
saaten sowie von Mischungen aus Erzeugnissen der 
Tarifnummer 12.01 des Gemeinsamen Zolltarifs mit : 
mindestens zwei Gewichtshundertteilen einer oder 
mehrerer dieser Ölsaatenarten unterliegt einem | 
Kontrollsystem, und zwar so lange, bis diese Öl- i 
saaten oder Mischungen der in Artikel 2 vorge- 
sehenen Kontrollregelung unterworfen werden oder 
- soweit sie nicht zu öl verarbeitet werden - bis 
sichergestellt ist, daß sie nicht mehr beihilfefähig 
sind. 

2. Die Kontrolle kann mit der Hinterlegung einer 
Kaution verbunden werden, die nur so hoch sein 
darf, wie erforderlich ist, um den Anreiz auszu- 
schließen, die eingeführten Ölsaaten der Kontrolle 
zu entziehen und unberechtigterweise eine Beihilfe 
zu beantragen. 

Artikel 10 

Der Anspruch auf Beihilfe entsteht im Zeitpunkt der 
Verarbeitung der Ölsaaten zu öl. 

Die Beihilfe wird dem Inhaber der in Artikel 4 ge- 
nannten Bescheinigung in dem Mitgliedstaat, in dem 
die Ölsaaten unter Kontrolle gestellt werden, aus- 
gezahlt, sobald der Nachweis der Verarbeitung er- 
bracht ist. Sie kann jedoch, sobald die Saat unter 
Kontrolle steht, im voraus ausbezahlt werden, wenn 
für deren Verarbeitung eine Garantie gegeben wird. 

i 

Artikel 11 

1. Die Bestimmung des Gewichts der in Artikel 1 
genannten Ölsaaten und die Entnahme von Proben 

erfolgen insbesondere 


- bei der Einfuhr, 

- bei der Anlieferung an die Ölmühle, in der die 
Saaten verarbeitet werden sollen, 

- bei eingeführten Saaten, die zu anderen Zwecken 
als zur Ölgewinnung bestimmt sind, wenn sicher- 
gestellt ist, daß diese nicht mehr beihilfefähig 
sind. 

2. Die Höhe der Beihilfe und die Höhe der in 
Artikel 8 Absatz 2 genannten Kaution werden an 
Hand des Gewichts berechnet; dieses wird nach Maß- 
gabe der Unterschiede berichtigt, die zwischen den 
festgestellten Hundertsätzen an Feuchtigkeit und 
Fremdbestandteilen und den Hundertsätzen beste- 
hen können, die für die Definition der Standard- 
qualität, für die der Richtpreis festgesetzt wird, zu- 
grunde gelegt wurden. 


Artikel 12 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Sie wird vom 1. Januar 1972 an angewandt. 

Die Verordnung Nr. 11 6/67/ EWG des Rates über die 
Beihilfe für Ölsaaten 1 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung EWG/1317/71 2 ) r wird am gleichen Tag 
aufgehoben. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 111 
vom 10. Juni 1967, S. 2198/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 
vom 25. Juni 1971, S. 5 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Verordnung Nr. 116 67/EWG des Rates über 
die Beihilfe für ölsaaten sieht im Falle der vor- 
herigen Festsetzung der Beihilfe die Ausstellung 
einer Bescheinigung vor, die nur in dem Mit- 
gliedstaat verwendet werden kann, der diese aus- 
gestellt hat. Mit der gleichen Verordnung hat der 
Rat die Dauer der vorherigen Festsetzung der 
Beihilfe auf den Monat und die drei darauf- 
folgenden Monate festgesetzt. 

2. Entsprechend der allgemeinen Orientierung des 
Rates auf dem Gebiet der Lizenzen, die auch mit 
dem 1. Januar 1971 zur Errichtung einer Gemein- 
schaftsbescheinigung für die vorherige Festset- 
zung der Ausfuhrerstattung für Ölsaaten führte, 
ist es angebracht, eine Bescheinigung für die vor- 
herige Festsetzung der Beihilfe für Ölsaaten vor- 
zusehen, die in der gesamten Gemeinschaft ver- 
wendet werden kann und deren Gültigkeits- 
dauer, von der die Dauer der vorherigen Fest- 
setzung abhängt, von der Kommission nach dem 
sogenannten Verwaltungsausschußverfahren be- 
schlossen wird. 

Im Hinblick auf die Zeitdauer, die zur Erfüllung 
der mit der Erstellung einer in der ganzen Ge- 
meinschaft verwendbaren Bescheinigung verbun- 


denen Formalitäten nötig ist, wird für das In- 
krafttreten des neuen Systems der 1. Januar 1972 
vorgeschlagen. 

3. In Artikel 6 der Verordnung Nr. 116/37/EWG 
ist im Falle der vorherigen Festsetzung vorzu- 
sehen, daß die am Tage der Antragstellung gültige 
Beihilfe gegebenenfalls um einen Berichtigungs- 
betrag berichtigt wird. Dieser Berichtigungsbe- 
trag wird unter Berücksichtigung der Tendenz 
der Preise von Rapssamen und Sonnenblumen- 
kernen und gegebenenfalls der wichtigsten Kon- 
kurrenzerzeugnisse auf dem Weltmarkt berech- 
net. 

Die seit Errichtung der gemeinsamen Markt- 
organisation gemachten Erfahrungen führen da- 
zu, bei der Berechnung des Berichtigungsbetrages 
die Gewinnaussichten, die bei der Verarbeitung 
der wichtigsten Konkurrenzölsaaten bestehen, zu 
berücksichtigen. 

4. Um die Lektüre der Verordnung Nr. 116/67/ EWG, 
die seit ihrer Anwendung mehrfach geändert 
wurde, zu erleichtern, ist es bei dieser Gelegen- 
heit angebracht, den vollen Wortlaut zu ver- 
öffentlichen. 
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